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IM NAMEN DER REPUBLIK! 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des Präsidenten 

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

 

in Anwesenheit der Mitglieder 

 

Dr. Christoph HERBST, 

 

Dr. Michael HOLOUBEK, 

 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER und 

 

Dr. Claudia KAHR 

 

 

als Stimmführer, im Beisein des verfassungsrechtlichen Mitarbeiters 

Niklas FINZ, LL.M. 

als Schriftführer, 
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in der Beschwerdesache des *************, ***************, **** ****, ver-

treten durch die Kocher & Bucher Rechtsanwälte OG, Friedrichgasse 31, 

8010 Graz, gegen das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes Wien vom 28. Dezem-

ber 2022, Z VGW-151/041/15732/2017-20, in seiner heutigen nichtöffentlichen 

Sitzung gemäß Art. 144 B-VG zu Recht erkannt: 

 

I. Der Beschwerdeführer ist durch das angefochtene Erkenntnis im verfassungs-

gesetzlich gewährleisteten Recht auf Gleichbehandlung von Fremden unter-

einander (Art. I Abs. 1 BVG zur Durchführung des internationalen Überein-

kommens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, 

BGBl. Nr. 390/1973) verletzt worden. 

Das Erkenntnis wird aufgehoben. 

II. Der Bund (Bundesminister für Inneres) ist schuldig, dem Beschwerdeführer 

zuhanden seiner Rechtsvertreterin die mit € 2.856,– bestimmten Prozesskos-

ten binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zu ersetzen. 

Entscheidungsgründe 

I. Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren 

1. Der Beschwerde liegt folgender Sachverhalt zu Grunde: 

1.1. Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger von Indien, stellte im Jahr 2013 

seinen ersten Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels für den Zweck "Studie-

render". Dieser Aufenthaltstitel wurde dem Beschwerdeführer mit Bescheid des 

Landeshauptmannes von Wien, Magistratsabteilung 35, vom 17. Oktober 2013 er-

teilt und zuletzt bis zum 18. Oktober 2016 verlängert. 

1.2. Am 6. Oktober 2016 stellte der Beschwerdeführer einen weiteren Antrag auf 

Erteilung eines Aufenthaltstitels für den Zweck "Studierender". Mit Bescheid vom 

18. September 2017 wies der Landeshauptmann von Wien, Magistratsabtei-

lung 35, den Antrag vom 6. Oktober 2016 auf Erteilung eines Aufenthaltstitels für 
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den Zweck "Studierender" ab. Dagegen erhob der Beschwerdeführer rechtzeitig 

Beschwerde an das Verwaltungsgericht Wien. 

1.3. Mit am 21. Juli 2020 mündlich verkündetem Erkenntnis wies das Verwaltungs-

gericht Wien die Beschwerde als unbegründet ab. Begründend führt das Verwal-

tungsgericht Wien aus, der Beschwerdeführer, der seit dem 1. Oktober 2017 als 

außerordentlicher Studierender in einem Vorstudienlehrgang gemeldet sei, habe 

die ihm vorgeschriebene Ergänzungsprüfung nicht bestanden und sei nach wie vor 

nicht zu einem ordentlichen Studium zugelassen. Er habe den Vorstudienlehrgang 

nach nahezu drei Jahren nicht abgeschlossen. Damit habe der Beschwerdeführer 

die Zulassung zu einem ordentlichen Studium innerhalb eines Zeitraumes von zwei 

Jahren gemäß § 64 Abs. 1 Z 2 NAG nicht erreicht. Unabwendbare oder unvorher-

sehbare Gründe im Sinne des § 64 Abs. 2 NAG habe der Beschwerdeführer eben-

falls nicht vorgebracht. 

Unmittelbar nach mündlicher Verkündung des Erkenntnisses stellte der Beschwer-

deführer den Antrag auf schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses. 

1.4. Die schriftliche Ausfertigung des am 21. Juli 2020 mündlich verkündeten Er-

kenntnisses erfolgte am 28. Dezember 2022. 

2. In der vorliegenden, auf Art. 144 B-VG gestützten Beschwerde behauptet der 

Beschwerdeführer unter anderem die Verletzung im verfassungsgesetzlich ge-

währleisteten Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander gemäß 

Art. I Abs. 1 BVG zur Durchführung des internationalen Übereinkommens über die 

Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung. Begründend führt der Be-

schwerdeführer aus, die schriftliche Ausfertigung der am 21. Juli 2020 mündlich 

verkündeten Entscheidung sei am 28. Dezember 2022 und somit über 24 Monate 

nach der mündlichen Verkündung erfolgt. Die Zeitspanne zwischen mündlicher 

Verkündung und schriftlicher Ausfertigung widerspreche jedenfalls der Pflicht ei-

ner möglichst zeitnahen schriftlichen Ausfertigung der Entscheidung und somit 

den rechtsstaatlichen Anforderungen an die Begründung gerichtlicher Entschei-

dungen (vgl. zuletzt etwa VfGH 18.3.2022, E 1595/2021). Dem Beschwerdeführer 

sei aus diesem Grund ein effektiver Rechtsschutz verwehrt worden. 
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3. Der Landeshauptmann von Wien und das Verwaltungsgericht Wien haben im 

Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof die Verwaltungs- bzw. Gerichtsakten 

vorgelegt, jedoch keine Gegenschrift erstattet. 

II. Erwägungen 

1. Die – zulässige – Beschwerde ist begründet: 

2. Nach der mit VfSlg. 13.836/1994 beginnenden, nunmehr ständigen Rechtspre-

chung des Verfassungsgerichtshofes (s. etwa VfSlg. 14.650/1996 und die dort an-

geführte Vorjudikatur; weiters VfSlg. 16.080/2001 und 17.026/2003) enthält Art. I 

Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes zur Durchführung des Internationalen 

Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, 

BGBl. 390/1973, das allgemeine, sowohl an die Gesetzgebung als auch an die Voll-

ziehung gerichtete Verbot, sachlich nicht begründbare Unterscheidungen zwi-

schen Fremden vorzunehmen. Diese Verfassungsnorm enthält ein – auch das 

Sachlichkeitsgebot einschließendes – Gebot der Gleichbehandlung von Fremden 

untereinander; deren Ungleichbehandlung ist also nur dann und insoweit zulässig, 

als hiefür ein vernünftiger Grund erkennbar und die Ungleichbehandlung nicht un-

verhältnismäßig ist. 

Diesem einem Fremden durch Art. I Abs. 1 leg.cit. gewährleisteten subjektiven 

Recht widerstreitet eine Entscheidung, wenn sie auf einem gegen diese Bestim-

mung verstoßenden Gesetz beruht (vgl. zB VfSlg. 16.214/2001), wenn das Verwal-

tungsgericht dem angewendeten einfachen Gesetz fälschlicherweise einen Inhalt 

unterstellt hat, der – hätte ihn das Gesetz – dieses als in Widerspruch zum Bun-

desverfassungsgesetz zur Durchführung des Internationalen Übereinkommens 

über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, BGBl. 390/1973, ste-

hend erscheinen ließe (s. etwa VfSlg. 14.393/1995, 16.314/2001) oder wenn es bei 

Erlassung der Entscheidung Willkür geübt hat (zB VfSlg. 15.451/1999, 

16.297/2001, 16.354/2001 sowie 18.614/2008). 

Ein willkürliches Verhalten des Verwaltungsgerichtes, das in die Verfassungs-

sphäre eingreift, liegt unter anderem in einer gehäuften Verkennung der Rechts-

lage, aber auch im Unterlassen jeglicher Ermittlungstätigkeit in einem entschei-

denden Punkt oder dem Unterlassen eines ordnungsgemäßen 
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Ermittlungsverfahrens überhaupt, insbesondere in Verbindung mit einem Ignorie-

ren des Parteivorbringens und einem leichtfertigen Abgehen vom Inhalt der Akten 

oder dem Außerachtlassen des konkreten Sachverhaltes (zB VfSlg. 8808/1980 

mwN, 14.848/1997, 15.241/1998 mwN, 16.287/2001, 16.640/2002). 

3. Vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung ist dem Verwaltungsgericht Wien 

ein willkürliches Vorgehen anzulasten: 

3.1. Nach der Rechtsprechung der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts ist bezüg-

lich der Erlassung einer verwaltungsgerichtlichen Entscheidung der Zustellung ei-

ner Entscheidung ihre mündliche Verkündung gleichzuhalten (vgl. VwGH 

15.12.2014, Ro 2014/04/0068; 22.11.2017, Ra 2017/03/0082; s. auch 

VfSlg. 19.965/2015 und VfGH 10.3.2021, E 2059/2020 ua.). Mit der mündlichen 

Verkündung wird die Entscheidung unabhängig von der Zustellung einer schriftli-

chen Ausfertigung (§ 29 Abs. 4 VwGVG) rechtlich existent (VwGH 27.6.2016, 

Ra 2016/11/0059; 14.9.2016, Fr 2016/18/0015; 4.4.2017, Ra 2017/02/0050), 

wenn sowohl der Inhalt einer Entscheidung als auch die Tatsache ihrer Verkün-

dung in der Niederschrift festgehalten werden (VwGH 13.10.2015, 

Fr 2015/03/0007; 22.11.2017, Ra 2017/03/0082). Bereits an die Verkündung einer 

Entscheidung knüpfen sich daher deren Rechtswirkungen (vgl. VfGH 10.3.2021, 

E 2059/2020 ua.; VwGH 23.9.2020, Ra 2019/14/0558). Aus diesem Grund kann die 

Entscheidung bereits nach der mündlichen Verkündung mit Beschwerde gemäß 

Art. 144 B-VG angefochten werden, sofern mindestens ein hiezu Berechtigter ei-

nen Antrag auf schriftliche Ausfertigung der Entscheidung gemäß § 29 Abs. 4 

VwGVG gestellt hat (§ 82 Abs. 3b letzter Satz VfGG; siehe VfGH 10.3.2021, 

E 2059/2020 ua.; VwGH 15.12.2014, Ro 2014/04/0068; 22.11.2017, 

Ra 2017/03/0082). 

3.2. Unabhängig von der Möglichkeit, die Entscheidung bereits nach der mündli-

chen Verkündung anzufechten, ist der Rechtsschutzsuchende in der Regel auf die 

– nähere und ausführliche – Begründung der Entscheidung in der schriftlichen Aus-

fertigung gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG angewiesen, um die Entscheidung auf Grund 

der maßgebenden Erwägungen gegebenenfalls mit einer Beschwerde gemäß 

Art. 144 B-VG bekämpfen zu können. Aus der rechtsstaatlich gebotenen Pflicht zur 

Begründung verwaltungsgerichtlicher Entscheidungen folgt daher im Zusammen-
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hang mit der Regelungssystematik des § 29 VwGVG auch die Pflicht zu einer mög-

lichst zeitnahen schriftlichen Ausfertigung der Entscheidung, weil andernfalls dem 

Rechtsschutzsuchenden effektiver Rechtsschutz verwehrt sein könnte (zum 

Grundsatz der Effektivität des Rechtsschutzes siehe zB VfSlg. 11.196/1986, 

15.218/1998, 17.340/2004, 20.107/2016), was rechtsstaatlichen Anforderungen 

an die Erlassung gerichtlicher Entscheidungen widerspricht (VfGH 10.3.2021, 

E 2059/2020 ua.; 23.6.2021, E 720/2021; 29.6.2022, E 1641/2022; zuletzt 

28.11.2022, E 2588/2022). 

3.3. Die schriftliche Ausfertigung der am 21. Juli 2020 mündlich verkündeten Ent-

scheidung des Verwaltungsgerichtes Wien erfolgte im Beschwerdefall am 28. De-

zember 2022 und somit 29 Monate nach der mündlichen Verkündung. Eine derart 

lange Zeitspanne zwischen mündlicher Verkündung und schriftlicher Ausfertigung 

der Entscheidung, für die im Beschwerdeverfahren auch keine besonderen Um-

stände hervorgekommen sind, welche diese Verzögerung rechtfertigen könnten, 

widerspricht jedenfalls der Pflicht zu einer möglichst zeitnahen schriftlichen Aus-

fertigung der Entscheidungen und somit den rechtsstaatlichen Anforderungen an 

die Begründung gerichtlicher Entscheidungen (VfGH 10.3.2021, E 2059/2020; 

23.6.2021, E 720/2021; 29.6.2022, E 1641/2022; zuletzt 28.11.2022, 

E 2588/2022). 

III. Ergebnis 

1. Der Beschwerdeführer ist durch das angefochtene Erkenntnis im verfassungs-

gesetzlich gewährleisteten Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinan-

der (Art. I Abs. 1 BVG zur Durchführung des internationalen Übereinkommens 

über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, BGBl. 390/1973) 

verletzt worden. 

2. Das Erkenntnis ist daher aufzuheben, ohne dass auf das weitere Beschwerde-

vorbringen einzugehen ist. 

3. Diese Entscheidung konnte gemäß § 19 Abs. 4 VfGG ohne mündliche Verhand-

lung in nichtöffentlicher Sitzung getroffen werden. 
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4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 88 VfGG. In den zugesprochenen Kosten 

ist Umsatzsteuer in Höhe von € 436,– sowie eine Eingabengebühr gemäß § 17a 

VfGG in der Höhe von € 240,– enthalten. 

Wien, am 27. Februar 2023 

Der Präsident: 

DDr. GRABENWARTER 

 

 

Schriftführer: 

FINZ, LL.M. 
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